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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 6
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1. Instanz

Aktenzeichen S 14 RJ 963/03 A
Datum 22.04.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RJ 344/04
Datum 28.09.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 22.
April 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch der KlÃ¤gerin auf eine Rente wegen Erwerbsminderung.

Die KlÃ¤gerin, die 1953 geboren und StaatsangehÃ¶rige von Serbien und
Montenegro ist, hat in ihrer Heimat den Beruf einer KÃ¶chin erlernt. Sie ist von Mai
1970 bis April 1979 in der Bundesrepublik Deutschland bei der Firma H. P. in L. als
Elektrowicklerin versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen; sie habe hier keine
FacharbeitertÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt, die Anlernzeit habe drei Monate betragen. Das
Nachfolgeunternehmen, die Firma G. Maschinenfabrik GmbH in L. (Fa. G.), teilt
hierzu mit (Auskunft vom 09.09.2004), die KlÃ¤gerin habe eine ungelernte
TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt.

In ihrem Herkunftsland hat die KlÃ¤gerin im Zeitraum 12.11.1981 bis 19.03.2002
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fÃ¼r 13 Jahre, 1 Monat und 25 Tage PflichtbeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Rentenversicherung gezahlt. Sie erhÃ¤lt dort seit 12.06.2002 Invalidenrente wegen
des Verlustes der ArbeitsfÃ¤higkeit infolge von Krankheit.

Mit Bescheid vom 03.03.2003 und Widerspruchsbescheid vom 16.06. 2003 lehnte
die Beklagte den am 17.05.2002 gestellten Antrag der KlÃ¤gerin auf Zahlung einer
Rente wegen Erwerbsminderung ab, weil die Versicherte bei Beachtung qualitativer
LeistungseinschrÃ¤nkungen tÃ¤glich noch mindestens sechs Stunden leichte
Arbeiten verrichten kÃ¶nne und als ungelernte Arbeiterin auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt verweisbar sei. Gesundheitszustand und berufliches
LeistungsvermÃ¶gen entnahm die Beklagte einem in Belgrad erstatteten
Rentengutachten vom 12.06.2002, medizinischen Unterlagen aus der Heimat der
KlÃ¤gerin und dem Gutachten des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie â��
Sozialmedizin Dr. S. vom 24.02.2003, der als wesentliche GesundheitsstÃ¶rungen
eine leichte neurologische FunktionsstÃ¶rung infolge eines vor drei Jahren erlittenen
Schlaganfalls festgestellt hatte, einen Bluthochdruck, WirbelsÃ¤ulen- und
Gelenksbeschwerden ohne schwerwiegende Funktionsminderung sowie
Kopfschmerz. Im Rahmen der Anamnese hatte die KlÃ¤gerin bei Dr. S. angegeben,
sie koche SpezialitÃ¤ten, wenn sie sich wohl fÃ¼hle, und ihr Hobby sei
Handarbeiten.

Mit der am 14.08.2003 zum Sozialgericht Landshut (SG) erhobenen Klage verfolgte
die KlÃ¤gerin ihren Rentenanspruch weiter. Zur BegrÃ¼ndung ihrer fehlenden
beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit legte sie insbesondere auch bezÃ¼glich der Folgen
des Schlaganfalls medizinische Unterlagen vor.

Das SG zog die Rentenakten der Beklagten bei und erhob Ã¼ber
Gesundheitszustand und berufliches LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin Beweis
durch Einholung medizinischer SachverstÃ¤ndigengutachten von dem Arzt fÃ¼r
Neurologie Dr. P. (Gutachten vom 20.04. 2004) und von der Internistin/Lungen- und
Bronchialheilkunde, Ã�rztin fÃ¼r Ã¶ffentliches Gesundheitswesen Dr. L.
(zusammenfassendes Gutachten vom 21.04.2004). Beide Ã�rzte wurden zusÃ¤tzlich
im Termin vom 22.04.2004 gehÃ¶rt.

Folgende GesundheitsstÃ¶rungen wurden bei der KlÃ¤gerin hierbei festgestellt:

â�� Leichte neurologische Defizite nach Schlaganfall im Novem ber 2000.

â�� Kombinationskopfschmerz (MigrÃ¤ne und Kopfschmerz vom Span nungstyp).

â�� OhrgerÃ¤usche beidseits.

â�� WirbelsÃ¤ulen- und Gelenksbeschwerden ohne bedeutsame Funk
tionseinschrÃ¤nkung.

Die KlÃ¤gerin wurde von Frau Dr. L. zusammenfassend fÃ¼r fÃ¤hig erachtet, unter
den Ã¼blichen Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses (insbes. ohne zusÃ¤tzliche
Pausen) leichte, kurzzeitig auch mittelschwere Arbeiten vollschichtig â�� jedenfalls
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mindestens sechs Stunden tÃ¤glich â�� zu verrichten; hierbei seien Arbeiten, die
besondere Trittsicherheit erforderten, ebensowenig zumutbar wie Arbeiten mit
besonderen Anforderungen an die Feinmotorik der rechten Hand, schweres Heben
oder Tragen mit dem rechten Arm sowie Akkordarbeit. BeschrÃ¤nkungen des
Anmarschwegs zur ArbeitsstÃ¤tte bestÃ¼nden nicht. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne sich
auch noch auf eine neue BerufstÃ¤tigkeit umstellen. Zur Beurteilung der
LeistungsfÃ¤higkeit seien keine weiteren fachÃ¤rztlichen Gutachten erforderlich.

Mit Urteil vom 22.04.2004 wies das SG die Klage ab. Die KlÃ¤gerin habe im Hinblick
auf das festgestellte LeistungsvermÃ¶gen und den fehlenden Berufsschutz weder
einen Anspruch auf eine Rente wegen Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1
oder 2 SGB VI noch Anspruch auf eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung
bei BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 240 Abs. 1 SGB VI.

Am 21.06.2004 ging die Berufung der KlÃ¤gerin gegen dieses ihr in ihrer Heimat
zugestellte Urteil beim Bayer. Landessozialgericht ein. Zur BegrÃ¼ndung trug sie
im Wesentlichen vor, sie sei nicht ausreichend begutachtet worden.

Der Senat erholte die bereits erwÃ¤hnte Auskunft der Fa. G. , wies die KlÃ¤gerin
darauf hin, dass sie nach Aktenlage noch als PfÃ¶rtnerin berufstÃ¤tig sein kÃ¶nne,
und dass nicht beabsichtigt sei, weitere medizinische SachverstÃ¤ndigengutachten
einzuholen.

Die in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht anwesende und auch nicht vertretene
KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 22.04.2004 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 03.03.2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
16.60.2003 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr aufgrund ihres Antrags
vom 17.05.2002 eine Rente wegen Erwerbsminderung zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen und zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestands wird im Ã�brigen auf den Inhalt der beigezogenen Akten â�� Klageakte
des SG Landshut; Rentenakten der Beklagten â�� und der Akte des Bayer.
Landessozialgerichts sowie auf den Inhalt der vorbereitenden SchriftsÃ¤tze Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des SG Landshut vom
22.04.2004 ist nicht zu beanstanden, weil die KlÃ¤gerin gegen die Beklagte keinen
Anspruch auf eine Rente wegen Erwerbsminderung hat. Der Senat folgt
diesbezÃ¼glich in vollem Umfang den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils und
sieht daher gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG von einer weiteren Darstellung der
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EntscheidungsgrÃ¼nde ab. ErgÃ¤nzend ist lediglich auszufÃ¼hren:

Dem SG ist insbesondere darin zuzustimmen, dass die LeistungseinschrÃ¤nkung an
der rechten oberen ExtremitÃ¤t gesichert keine schwere spezifische
Leistungsbehinderung darstellt. Dies ergibt sich daraus, dass die KlÃ¤gerin, wie sie
anlÃ¤Ã�lich der Anamnese bei Dr. S. angegeben hat, Handarbeiten als Hobby
betreibt und auch noch SpezialitÃ¤ten kocht. UnabhÃ¤ngig davon wÃ¤re die
KlÃ¤gerin aber jedenfalls, worauf sie vom Senat auch hingewiesen worden ist, als
PfÃ¶rtnerin einsetzbar.

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des SG Landshut vom 22.04.2004 war
somit zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 15.12.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               4 / 4

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

